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Europa am Wendepunkt? – deutsch-portugiesischer
Austausch zu einer neuen, europäischen Ordnung
Carolin Marx und Janny Schulz*

Deutschland und Portugal pflegen gute politi-
sche Beziehungen und blicken auf eine lange
Tradition der engen Zusammenarbeit zurück.
Deutschland ist nicht nur ein wichtiger Wirt-
schaftspartner, sondern auch ein enger politi-
scher Verbündeter, der immer an der Seite
Portugals stand und weiterhin steht. Am Auf-
bau der heute erfolgreichen portugiesischen
Demokratie nach der Nelkenrevolution 1974
hatte Deutschland einen großen Anteil. Ent-
scheidend für Portugal war der Beitritt zur
Europäischen Union (EU) im Jahr 1986. So
wie Portugal Deutschlands NATO-Beitritt be-
fürwortet hatte, unterstützte Deutschland
Portugal beim EU-Beitritt. Eine enge Abstim-
mung beider Länder vor und während ihrer
aufeinanderfolgenden Präsidentschaften des
Rates der EU im Jahr 2007 hat die politischen
Beziehungen weiter gefestigt. Nach Vorberei-
tung u.a. unter deutscher Ratspräsidentschaft
wurde der Vertrag von Lissabon am 13. De-
zember 2007 unter portugiesischem Vorsitz
unterzeichnet. Ziel des Expertentreffens war,
die engen Beziehungen beider Länder anhand
aktueller Herausforderungen im offenen Dia-
log zu diskutieren und gemeinsame Antwor-
ten zu finden.

Aktuelle Herausforderungen und Errungen-
schaften

Aktuelle Herausforderungen der EU sind au-
ßenpolitische Unsicherheiten und innenpoli-
tische Konflikte. Im außenpolitischen Bereich
zählen dazu der Krieg in Syrien, das Machtva-
kuum in Libyen, Dschihadismus und Terro-
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rismus sowie die Beziehungen zu Russland
und zur US-Regierung unter Donald Trump.
Die RednerInnen hoben hervor, dass es be-
sonders im Bereich Migration langfristige
Strategien brauche, um sichere Lebensum-
stände in den Heimatländern zu schaffen und
so größeren Migrationsbewegungen vorzu-
beugen. Innenpolitisch stehe die Union vor
allem schwierigen ökonomischen Herausfor-
derungen, dem Austritt Großbritanniens,
einem steigenden Vertrauensverlust der Bür-
gerInnen in das europäische Integrationspro-
jekt und der zunehmenden Europaskepsis
ihrer Bevölkerung gegenüber. Letztere sei die
größte Herausforderung seit ihrer Gründung
1952. Dennoch habe die EU in den letzten
sechs Jahrzehnten große Erfolge erzielt. Allen
voran seien der Frieden innerhalb Europas,
die Wahrung von Menschenrechten und die
EU-weiten Standards beim Verbraucher-
schutz zu nennen.

Tiefgreifende Reformvorschläge

Im Fokus des ersten Panels standen die Re-
formvorschläge aus Paris und Brüssel. Ein
starker Euro als gemeinsame Währung sei in
der Lage, für Stabilität in Europa, besonders
in Südeuropa, zu sorgen. Mehr Stabilität in
den südlichen Mitgliedstaaten bedeute ebenso
größeren Wohlstand in Nordeuropa. Die ge-
meinsame Währung könne zudem den Zu-
sammenhalt unter den Mitgliedstaaten stär-
ken. Weiterhin solle die soziale Dimension
eine der Hauptsäulen der Euroreform sein.
Diese Dimension müsste mittels des sozialpo-
litischen Scoreboards auch bei der Diskussion
der Empfehlungen an die Mitgliedstaaten im
Rahmen des Europäischen Semesters berück-
sichtigt werden. Alternativ sei es notwendig,
über neue Mechanismen nachzudenken.

Die Zukunft des Euro sei während der Fi-
nanzkrise in Gefahr gewesen. Nun müsse
mittelfristig über weitgehende Reformen zur
Stärkung der Wirtschafts- und Währungsuni-
on nachgedacht werden, auch wenn bereits
während der Krise einige wichtige Reformen
beschlossen wurden. Europa verfüge nun
über die Bankenaufsichtsbehörde European
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Banking Authority (EBA), die der damalige
deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble
2009 noch für unmöglich gehalten hatte, und
die Eurozone sei widerstandsfähiger als vor
der Krise. Auch waren die Sorgen, dass der
Entscheidung der BritInnen, die EU verlassen
zu wollen, weitere EU-Austrittsgesuche folgen

170 Marx/Schulz | Tagungen

integration – 2/2018

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2018-2-169 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 10:06:48. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0720-5120-2018-2-169


könnten, bisher unbegründet. Dennoch
müssten die verbleibenden Mitgliedstaaten
den Austritt Großbritanniens finanziell kom-
pensieren. 2018 sei ein Jahr voller wichtiger
Entscheidungen und zukunftsweisender Ent-
wicklungen. Das Fehlen einer deutschen Re-
gierung nach den Bundestagswahlen im Sep-
tember 2017 ließe eine belastbare deutsche
Position bisher jedoch nur erahnen, da die
verschiedenen Parteien divergierende Stand-
punkte vertreten. Konkrete Reformen müss-
ten daher vorerst warten, bis die deutsche Re-
gierungsbildung 2018 abgeschlossen ist. Fest
stehe bereits, dass Deutschland ein starker
Unterstützer des europäischen Projektes blei-
ben und eng mit anderen Mitgliedstaaten zu-
sammenarbeiten werde. Weitere Herausforde-
rungen stünden mit den Parlamentswahlen in
Italien im März 2018 und den Landtagswah-
len in Hessen und Bayern im Herbst 2018 an,
welche die deutsche Regierung vor eine wich-
tige Zerreißprobe stellen werden. Das Früh-
jahr 2019 werde vor allem vom Brexit geprägt
sein, der von allen Anwesenden nicht als eine
Bedrohung für die Stabilität der EU, sondern
vielmehr als eine Chance zu mehr Geschlos-
senheit in der EU der 27 Mitgliedstaaten ge-
sehen wurde. 2019 stünden zudem im Mai die
Wahlen zum Europäischen Parlament sowie
im Oktober die Ernennung der neuen Kom-
missionsmitglieder an. Beide Ereignisse wür-
den die Umsetzung von Reformen beeinflus-
sen.

Reformvorschläge aus Paris und Brüssel, wie
die Fortentwicklung des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus zu einem Europäischen
Währungsfonds (EWF), liegen bereits vor.
Emmanuel Macrons Idee zur Bildung eines
„Kerneuropas“ mit flexibleren, effizienteren
Strukturen und der Erleichterung von Ver-
tragsänderungen sowie der Vorschlag zur
Schaffung eines Europäischen Finanzminis-
ters und eines eigenen Eurozonenbudgets
wurden von den ExpertInnen thematisiert.
Auch die Vorschläge des Kommissionspräsi-
denten Jean-Claude Juncker, die zukünftige

EU-27 durch eine stärkere institutionelle
Konsolidierung zu stärken, wurden diskutiert.
Juncker hatte dazu bereits fünf Szenarien zur
Diskussion gestellt, die von einem Rückbau
der Befugnisse bis zu umfassenden institutio-
nellen Reformen der EU reichten. Bisher steht
eine klare Antwort aus Berlin aus.1 Weiterhin
sollten Entscheidungen demokratischer legiti-
miert werden, so zum Beispiel durch die Ein-
beziehung des Europäischen Parlaments in
Entscheidungsverfahren, an denen es bisher
nicht beteiligt ist. Zudem müssten, wenn nö-
tig, öffentliche Investitionen getätigt und das
Bankenwesen gestärkt werden, so die Forde-
rung der ExpertInnen. Langzeitarbeitslosig-
keit müsse aus wirtschaftlichen und sozialen
Gründen vermieden werden.

Zudem seien die Funktionen und Struktur
des Eurozonenbudgets und des EWF zu defi-
nieren. Auf dieser Grundlage könne über das
Zustandekommen des Eurozonenbudgets ent-
schieden werden. Auch die Kompetenzen und
rechtlichen Grundlagen für die Etablierung
eines Europäischen Finanzministers müssten
vorab gründlich erörtert werden. Ebenso sei-
en die Risiken und Chancen eines gemeinsa-
men Eurozonenbudgets genau abzuwägen, so
die ExpertInnen. Als ein Referenzmodell kön-
ne Portugal dienen, da das Land bewiesen ha-
be, dass es möglich ist, auch aus schwierigen
Zeiten gestärkt hervorzugehen. 80 Prozent
der portugiesischen Bevölkerung seien, trotz
der harten finanziellen Einschnitte zur Über-
windung der Staatsschuldenkrise, proeuropä-
isch eingestellt. Dennoch sei zu bedenken,
dass EU-BürgerInnen in der Vergangenheit
das Gefühl hatten, ihre Interessen stünden
hinter denen der Banken zurück. Dies sei für
die europäische Politik in den kommenden
Jahren zu berücksichtigen und die Vorteile,
die sich für die BürgerInnen ergeben, müssten
verstärkt in den Vordergrund gestellt werden.
Wichtig sei dabei, dass alle Mitgliedstaaten
beim Thema Migration solidarisch zusam-
menstehen, da dies Europa auch in Zukunft
begleiten werde.

1 Stand Dezember 2017.
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Mehr Zusammenarbeit angesichts internatio-
naler Krisen

Die aktuell größten Herausforderungen für
die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (GSVP) seien die Politik
Trumps, die Entwicklungen in Russland, der
Ukraine, Libyen und Syrien, das Verhalten
des nordkoreanischen Diktators Kim Jong Un
gegenüber der EU, die Zukunft des Atomab-
kommens mit dem Iran sowie Terrorismus
und internationale Migration. Auch innereu-
ropäische Themen wie die Fortentwicklung
der GSVP, der Außengrenzschutz und die an-
stehenden Veränderungen der Machtbalance
durch den Brexit wurden diskutiert. Obwohl
die EU hauptsächlich eine nach innen gerich-
tete Politik zur Förderung von Wohlstand
und Frieden ihrer Mitgliedstaaten betreibe,
müsse sie sich zur Erreichung dieser ebenso
nach außen richten. Besonders an den Au-
ßengrenzen und im Bereich Terrorismus kä-
me es zu Überschneidungen zwischen inter-
nen und externen EU-Angelegenheiten.
Durch die komplexe internationale Sicher-
heitslage sei es nun Aufgabe der EU, ihre Rol-
le als Garant für internationale Ordnung und
Stabilität sowie als Friedenswahrerin und de-
eskalierende Kraft zu beweisen.

Portugal wolle die Ausgewogenheit zwischen
der kontinentalen und atlantischen Dimensi-
on in seiner Sicherheitspolitik aufrechterhal-
ten. Es vertraue nach wie vor auf die NATO
als Sicherheitsgaranten und verfüge gleichzei-
tig über eine Armee, die global eingesetzt
werden kann. Die anfängliche Zurückhaltung
der portugiesischen Regierung bei der Unter-
stützung von Projekten im Rahmen der Stän-
digen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ2)
erklärten die ExpertInnen mit den Erfahrun-
gen der PortugiesInnen während der Finanz-
krise, wodurch Entscheidungen intensiver ab-
gewogen würden und mehr Zeit in Anspruch

nähmen. Das Vertrauen Portugals und der
portugiesischen BürgerInnen in die GSVP
stehe jedoch außer Frage. Des Weiteren wur-
de Portugals vergleichsweise geringe finanzi-
elle Beteiligung an der SSZ mit der wirt-
schaftlichen Lage des Landes begründet. Fi-
nanzielle Förderung seitens der Kommission
für die Entwicklung von Prototypen und Ver-
teidigungsausrüstung, die innerhalb und au-
ßerhalb Europas eingesetzt würde, sei laut
den ExpertInnen zwingend notwendig.

In den letzten zwölf Monaten seien innerhalb
der GSVP große Fortschritte erzielt worden.
Dazu gehörten die Einrichtung des militäri-
schen Planungs- und Durchführungsstabes
(MPCC)3 und eine Koordinierte Jährliche
Überprüfung der Verteidigung (CARD)4 so-
wie die Einrichtung des Europäischen Vertei-
digungsfonds. Wichtigste Entwicklung im Be-
reich der GSVP in den letzten Jahren seien je-
doch die im Rahmen der SSZ beschlossenen
Projekte.5 Die EU könne sich durch die SSZ
stärker in zivile Missionen einbringen und
strategische Autonomie erlangen, wenn die
Sicherheits- und Verteidigungspolitik nicht
länger primär der NATO und den transatlan-
tischen Partnern überlassen werden solle. Die
SSZ als langfristiger rechtlicher und politi-
scher Rahmen verbessere einerseits die mili-
tärischen Möglichkeiten, verlange aber auf
der anderen Seite, dass finanzielle Verpflich-
tungen von den Beteiligten eingehalten wer-
den. Viele der an der SSZ beteiligten Staaten
hätten ein großes Interesse an der Fortent-
wicklung der GSVP und wollten in der For-
schung und Entwicklung sowie bei der Be-
schaffung von militärischer Ausrüstung enger
zusammenarbeiten. Die ExpertInnen waren
der Meinung, dass der Grund dafür weniger
der politische Wille zur Schaffung einer Ver-
teidigungsunion als vielmehr industrielle In-
teressen seien. Auch wurde thematisiert, dass
Deutschland und die Europäische Kommissi-

2 Permanent Structured Cooperation (PESCO).
3 Military Planning and Conduct Capability.
4 Coordinated Annual Review on Defence.
5 Seit dem 13. Dezember 2017 beteiligen sich 25 Mitgliedstaaten. Dänemark, Malta und das Vereinigte König-

reich nehmen nicht teil.
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on die Einbeziehung möglichst vieler Mit-
gliedstaaten in die SSZ anstrebten, während
Frankreichs Fokus auf der Effektivität der Zu-
sammenarbeit liege.

Zudem diskutierten die ExpertInnen die Rolle
der GSVP für die europäischen BürgerInnen.
Seit 2013 sei die Sicherheitspolitik wieder
stärker in deren Fokus gerückt. Während in
der Finanzkrise die wirtschaftliche Situation
und die Arbeitslosigkeit in der EU themati-
siert wurden, stünden heute die verschlech-
terte Sicherheitslage in Europa und der Terro-
rismus im Zentrum des öffentlichen Interes-
ses. Die EU müsse zudem bürgernäher wer-
den, um einem weiteren Legitimitätsverlust
und dem zunehmenden Erstarken euro-
paskeptischer Kräfte entgegenzuwirken. In
diesem Zusammenhang wurde vor der Ver-
wendung der SSZ als Schlagwort innerhalb
des Diskurses gewarnt, zu dessen Inhalt die
BürgerInnen kaum bzw. keinen Bezug hätten.

Hin zu einer gleichberechtigteren Zusammen-
arbeit

Bei den Beziehungen der EU zum afrikani-
schen Kontinent sei Portugal eine treibende
Kraft, die afrikanische Themen in die EU ein-
bringe. Auf Portugals politischer Agenda spie-
le der Kontinent seit der Demokratisierung
des Landes 1974 eine wichtige Rolle, auch
weil Afrika bis 2016 sein zweitwichtigster
Handelspartner war. Portugal sehe seine Rolle
in Europa als die einer „Brücke nach Afrika“.
Es sehe sich als Vermittler zwischen den
Standpunkten beider Kontinente und trage
zum gegenseitigen Verständnis bei und stehe
für eine Beziehung auf Augenhöhe.

Afrika sei aus der europäischen Perspektive
vor allem als Lieferant von Rohstoffen, als
Markt für europäische Waren und sicher-
heitspolitisch relevant. Beim Thema der Si-
cherheit gehe es seitens der EU mehrheitlich
um die Sicherheit von EU-BürgerInnen und
die Kontrolle von Migrationsströmen. Europa
habe aufgrund seiner Kolonialgeschichte eine
historische Verantwortung für den afrikani-

schen Kontinent. Dieser sei aufgrund globaler
Herausforderungen wie dem Klimawandel,
der ohne die Zusammenarbeit mit dortigen
Partnern nicht aufgehalten werden könne,
sehr wichtig. Chinas Engagement in Afrika
sei das einer „soft power“, das von der EU laut
den PanelistInnen unterschätzt werde. Trotz-
dem sei der Einfluss Chinas verglichen mit
dem der EU eher gering. Die EU sei weiterhin
der wichtigste Partner in humanitären Fra-
gen. Die PanelistInnen ermutigten sie, wieder
verstärkt als wertebasierte und rechtsstaatli-
che Gemeinschaft aufzutreten und diesen Ruf
zu verteidigen, anstatt sich auf Investitionen
zu fokussieren. Aus afrikanischer Perspektive
werde Europa noch immer als wichtigste Re-
ferenz für Rechtsstaatlichkeit und Demokra-
tie wahrgenommen.

Das Thema Migration solle aus afrikanischer
Sicht nicht im Fokus der EU-Afrika-Bezie-
hungen stehen, nehme aus EU-Perspektive je-
doch einen bedeutend höheren Stellenwert
ein. Diese Diskrepanz werde zwischen der EU
und der Afrikanischen Union (AU) themati-
siert. Auch innerhalb der EU habe die große
Zahl nach Europa kommender Flüchtlinge zu
unterschiedlichen Positionen der Mitglied-
staaten in Fragen des Außengrenzmanage-
ments und der GSVP geführt. Derzeit fehle
bei Migrationsthemen ein europäischer und
vor allem kooperativer Ansatz zwischen der
EU und Afrika. Die bestehenden Abkommen
bedürften einer Überarbeitung und es müsse
ein institutioneller Rahmen zwischen afrika-
nischen und europäischen Partnern geschaf-
fen werden, der eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit erleichtert und einen Raum bietet,
Konflikte beizulegen.

Die ExpertInnen hoben die Afrikanische
Friedens- und Sicherheitsarchitektur (APSA)
als wichtigstes Instrument im Bereich der
Konfliktprävention, des Konfliktmanage-
ments und der Friedensförderung hervor, das
im Rahmen der EU-Afrika-Partnerschaft ge-
fördert wird. Diese bedürfe jedoch einer Re-
form. Dadurch würde das Handeln in Krisen-
situationen besser vorhersehbar. Ebenso soll-
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ten die Rolle der afrikanischen Diaspora und
deren Einfluss auf die jeweiligen Herkunfts-
länder besser wissenschaftlich analysiert wer-
den. Bisher gebe es keine Untersuchungen da-
zu, welche Rolle Diasporas etwa bei der Ver-
breitung europäischer Werte in ihren Her-
kunftsländern spielen. Die PanelistInnen for-
derten, dass für die gemeinsame EU-Afrika-
Strategie schnellstmöglich verbindliche An-
sprechpartnerInnen auf beiden Seiten gefun-
den werden, wie beispielsweise ein EU-Son-
derbeauftragter für die AU. Als problematisch
für die weitere enge Zusammenarbeit zwi-
schen der EU und Afrika nannten die Exper-
tInnen die Unpopularität von „good
governance“ in einigen afrikanischen Län-
dern, die Instabilität einiger Staaten sowie die
fehlende Bereitschaft, die Zivilgesellschaft
partizipieren zu lassen.

Die ExpertInnen nutzten das Panel als Mög-
lichkeit, um über das EU-Afrika-Gipfeltreffen
zu reflektieren, das im November 2017 in
Abidjan stattfand. Die große Zahl an Teilneh-
merInnen aus hohen Regierungskreisen zeug-
te von großem Interesse auf beiden Seiten.
Eine stärkere Zusammenarbeit zwischen der
EU und der AU war ein zentrales Thema des
Gipfels. Die zukünftige Zusammenarbeit in
den vier strategischen Bereichen wirtschaftli-
che Chancen für junge Menschen, Frieden
und Sicherheit, Mobilität und Migration und
Zusammenarbeit im Bereich der Staatsfüh-
rung wurde zur Priorität erklärt. Im Kontext
von Migration wurden auf dem Gipfel auch
Themen der sexuellen und reproduktiven Ge-
sundheit6 diskutiert. Letztere sei ein Aspekt
demografischen Wachstums und indirekt mit
Migration verbunden. Weitere Herausforde-
rungen seien die Kontrolle der demografi-
schen Entwicklung, die Schaffung von Ar-
beitsplätzen und einer Zivilgesellschaft sowie
die Wahrung von Menschenrechten.

Zudem beschäftigte sich das Panel mit The-
men, bei denen das Handeln der EU zu Ent-
täuschung auf afrikanischer Seite geführt ha-
be. Dies gelte besonders für die Situation in
Libyen. Die europäischen und afrikanischen
Staaten müssten ihre gemeinsame Verantwor-
tung für die Menschenrechtsverletzungen, de-
nen Geflüchtete in Libyen ausgesetzt sind, er-
kennen und gemeinsam zur Verbesserung der
Lage beitragen. Auch bisherige Geber-Neh-
mer-Beziehungen sollten überdacht werden.
Traditionelle Partner wie Südafrika hätten in
den vergangenen Jahren weniger Aufmerk-
samkeit von der EU erfahren. Die bestehende
EU-Afrika-Strategie werde von afrikanischer
Seite als „Dialog der Tauben“ gesehen, die es
nicht schaffe, bisherige Geber-Nehmer-Bezie-
hungen aufzulösen. Ebenso seien mit China,
der Türkei und Russland weitere politische
Akteure als Alternativen zur EU hinzugekom-
men, wodurch einzelne afrikanische Länder
wie Südafrika nun Spielraum für Verhandlun-
gen in einigen Bereichen sähen.

Im Bereich Migration habe sich bisher keine
gemeinsame Strategie herausgebildet. Die
EU-Mitgliedstaaten verträten untereinander
zu divergierende Standpunkte und die euro-
päische Strategie gegenüber Afrika sei kurz-
fristiger Natur und würde etablierte institu-
tionelle Kanäle ignorieren. Dies sei die Folge
der großen Migrationsbewegungen im Jahr
2015, durch die innerhalb der EU-Mitglied-
staaten ein großer innenpolitischer Druck
entstanden sei. Auch die afrikanischen und
europäischen Interessen seien sehr unter-
schiedlich. Die EU wolle irreguläre Migration
verhindern, schaffe jedoch zu wenige Mög-
lichkeiten der regulären Migration nach Eu-
ropa. Zudem habe sich eine „Handelsatmo-
sphäre“ herausgebildet, in der Regime wie
Mali, Niger und der Tschad ihre gestärkte Po-
sition erkannten und ihre Rolle als Transitlän-
der für einen „Deal“ ähnlich dem EU-Türkei-
Abkommen nutzen wollten. Ebenso wurden

6 „Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ bezieht sich auf das uneingeschränkte körperliche und see-
lische Wohlbefinden in Bezug auf alle Bereiche der Sexualität und Fortpflanzung der Menschen. Dazu gehören
auch eine umfassende Gesundheitsversorgung und eine zukunftsweisende Familienplanung sowie der Einsatz
gegen geschlechtsspezifische Gewalt.
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die erhöhten Summen angesprochen, die in
die Sicherheit und Sicherheitsentwicklung
speziell von Ländern in den Regionen Sahel,
Westafrika und dem Horn von Afrika flössen
und an anderer Stelle eingespart würden. Die
Frage, ob solche Investitionen langfristige Lö-
sungen oder Ad-hoc-Reaktionen sind, wurde
aufgeworfen. Die ExpertInnen waren sich je-
doch einig, dass sie nur zum Teil geeignet sei-
en, die aktuellen Herausforderungen auf dem
afrikanischen Kontinent zu lösen. Wichtig für
die Zukunft seien die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit, die Stärkung von kleinen und
mittelständischen Unternehmen, die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und die Stärkung der
Zivilgesellschaft.

Deutschland und Portugal: eine enge Partner-
schaft

Zwei wichtige Aspekte machte das Deutsch-
Portugiesische Expertentreffen deutlich. Zum

einen können die aktuellen und zukünftigen
Herausforderungen nur durch ein gemeinsa-
mes, solidarisches Engagement und weitere
Investitionen in ein geeintes Europa in An-
griff genommen werden. Zum anderen be-
steht kein Zweifel daran, dass Portugal sich
von den tiefen Einschnitten durch die Finanz-
krise wieder erholt. Deutschland und Portu-
gal verbinde eine sehr enge Partnerschaft und
sie wollten sich stärker in die Beziehungen
zwischen der EU und Afrika einbringen. Das
Expertentreffen hat einmal mehr verdeutlicht,
dass afrikanischen Stimmen mehr Beachtung
geschenkt werden müsse. Zudem müsse ein
ganzheitlicher, europäischer Ansatz in der
Kooperation zwischen den beiden Kontinen-
ten gefunden werden.
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Münchner Beiträge  
zur europäischen Einigung

Eurorettung um jeden Preis?
Die Frage nach der demokratischen  
Legitimität
Von Andrea Zeller, M.A.
2018, Band 28, 223 S., brosch., 44,– € 
ISBN 978-3-8487-5029-0 
eISBN 978-3-8452-9201-4
nomos-shop.de/38965

Europa verstehen
Reflexionen gegen die Krise der Union
Von Dr. Thomas Jansen
2016, Band 27, 201 S., brosch., 39,– €  
ISBN 978-3-8487-3658-4 
eISBN 978-3-8452-7946-6
nomos-shop.de/28633

Die 2010 ins Leben gerufene, beispiellose Ret-
tungsaktion zur Sicherung des Euros beeinflusst 
die Agenda der EU bis heute. Andrea Zeller geht 
in diesem Band der „Münchner Beiträge zur eu-
ropäischen Einigung“ der Frage nach, wie stark 
die Euro-Rettungsmaßnahmen demokratisch 
legitimiert sind.

Die Krise scheint den Skeptikern und Pessimisten 
recht zu geben. Dagegen wirkt ein vertieftes Ver-
ständnis des Einigungsprozesses in seinen ver-
schiedenen Dimensionen. Jenseits der Krise er-
weist sich die Europäische Union als ein mit 
großem Potenzial ausgestattetes Projekt, das die 
Vernunft und die Zukunft auf seiner Seite hat.
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Portofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.de
Alle Preise inkl. Mehrwertsteuer
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Transformation von Staat und  
Gesellschaft in transnationalen Räumen

Solidarity as a Public Virtue?
Law and Public Policies in the European Union
Herausgegeben von Veronica Federico und 
Prof. Dr. Christian Lahusen
2018, Band 4, 553 S., brosch., 99,– € 
ISBN 978-3-8487-4739-9 
eISBN 978-3-8452-9005-8
nomos-shop.de/37692

Dieser Sammelband widmet sich dem Solidari-
tätsprinzip. Er untersucht, wie Solidarität in die 
politische und rechtliche Architektur der Europä-
ischen Union und acht ihrer Mitgliedstaaten 
eingebettet ist. Es wird dargelegt, welchen Ver-
änderungen das Solidaritätsprinzips in Zeiten 
europäischer Krisen ausgesetzt war. Ein beson-
derer Fokus liegt auf den Entwicklungen in drei 
Themenbereichen: Arbeitslosigkeit, Zuwande-
rung und Asyl sowie Behinderungen.

Transnational Expertise
Internal Cohesion and External Recognition 
of Expert Groups
Herausgegeben von Prof. Dr. Andrea Schneiker, 
AkadR PD Dr. Christian Henrich-Franke, Prof. Dr. 
Robert Kaiser und Prof. Dr. Christian Lahusen
2018, Band 3, 220 S., brosch., 49,– € 
ISBN 978-3-8487-4914-0 
eISBN 978-3-8452-9127-7
nomos-shop.de/37759

Transnational Expertise
Internal Cohesion and External Recognition of Expert Groups

Schneiker | Henrich-Franke | Kaiser | Lahusen [eds.]

Transnational Perspectives on Transformations in State and Society  l 3

Dieser Band analysiert die Einbeziehung von 
Expertengruppen in die Planung und Durchfüh-
rung transnationaler Politik. Die Beiträge the-
matisieren die interne Dimension der Konstitu-
ierung von Expertengruppen sowie die externe 
Dimension ihrer Interaktion mit dem jeweiligen 
institutionellen Umfeld.
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Demokratisches Regieren
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Von Prof. Dr. Heinz Kleger
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eISBN 978-3-8452-9136-9
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Was heißt überhaupt „Regieren“? Und was heißt 
„demokratisches Regieren“?

Der Autor entwickelt und unterstützt ein par-
tizipatorisches Bürgerbewusstsein, welches 
realistisch bleibt. Bürger im Sinne von „Cito
yens“ kommen in die Offensive, wenn sie poli-
tisch werden, was der Grund demokratischen 
Regierens ist.

Renationalisation of the  
Integration Process in the Internal 
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Herausgegeben von Prof. Dr. Robert Grzeszczak
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Das Buch untersucht die rechtlichen Auswirkun-
gen von Renationalisierungsprozessen in der 
Europäischen Union. Die Analyse fokussiert auf 
die aktuellen politischen Entwicklungen sowie 
die Integrationstendenzen im europäischen Bin-
nenmarkt und berücksichtigt die neue Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes.
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